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TOP 2: Flutkatastrophe 

 c) Gewährung staatlicher Finanzhilfen zur Beseitigung der Schäden 

aufgrund des Starkregens und des Hochwassers am 14. und 15. Juli 

2021 in den Landkreisen Ahrweiler, Bernkastel-Wittlich, Cochem-Zell, 

Eifelkreis Bitburg-Prüm, Mayen-Koblenz, Trier-Saarburg und 

Vulkaneifel sowie der kreisfreien Stadt Trier (VV Wiederaufbau RLP 

2021) 

- Ministerium des Innern und für Sport - 

 

 

Beschluss: 

Der Ministerrat beschließt die Verwaltungsvorschrift zur Gewährung staatlicher 

Finanzhilfen zur Beseitigung der Schäden aufgrund des Starkregens und des 

Hochwassers am 14. und 15. Juli 2021 in den Landkreisen Ahrweiler, Bernkastel-

Wittlich, Cochem-Zell, Eifelkreis Bitburg-Prüm, Mayen-Koblenz, Trier-Saarburg und 

Vulkaneifel sowie der kreisfreien Stadt Trier (VV Wiederaufbau RLP 2021). Das 

Ministerium des Innern und für Sport erhält in Abstimmung mit der Staatskanzlei und 

dem Ministerium für Finanzen Redaktionsvollmacht. 

 

Erläuterungen: 

Die Starkregen- und Hochwasserkatastrophe in der Nacht vom 14. auf den 15. Juli 

2021 hat in mehreren rheinland-pfälzischen Landkreisen und der Stadt Trier Schäden 

ungeahnten Ausmaßes und außergewöhnliche Notsituationen verursacht. Die daraus 

folgende Flutkatastrophe hat zahlreiche Menschenleben gefordert und viele 

Bürgerinnen und Bürger ihre Existenz gekostet. Hinzu kommen die massiven Schäden 

an der öffentlichen Infrastruktur. Die Schäden und die Zahl der Betroffenen stellen die 

Betroffenen sowie staatliche Einrichtungen und kommunale Gebietskörperschaften 

vor noch nicht dagewesene Herausforderungen. 

Neben den bisher vom Bund und den Ländern zur Verfügung gestellten oder noch zur 

Verfügung zu stellenden Soforthilfen müssen Maßnahmen für geschädigte 
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Privathaushalte, Unternehmen und andere Einrichtungen sowie zur Wiederherstellung 

der vom Starkregen und Hochwasser zerstörten Infrastruktur getroffen werden. In den 

kommenden Jahren sind erhebliche finanzielle und organisatorische Anstrengungen 

notwendig, um diese Schäden zu beseitigen und die zerstörte Infrastruktur wieder 

aufzubauen. Die Beseitigung der durch den Starkregen und das Hochwasser 

entstandenen Schäden und der infrastrukturelle Wiederaufbau in den betroffenen 

Regionen sind eine nationale Aufgabe von großer finanzieller Tragweite. Um ihre 

Bewältigung sicherzustellen, ist eine gesamtstaatliche solidarische Verteilung der 

damit verbundenen finanziellen Lasten erforderlich. 

Zur Finanzierung der Hilfen für Privathaushalte, Unternehmen und andere 

Einrichtungen sowie der Maßnahmen des Wiederaufbaus in den geschädigten 

Regionen hat der Bundestag am 7. September 2021 das Aufbauhilfefonds-

Errichtungsgesetz 2021 verabschiedet. 

Aufgrund der Verordnungsermächtigung im Aufbauhilfefonds-Errichtungsgesetz 2021 

hat die Bundesregierung die Aufbauhilfeverordnung 2021 erlassen, die unter anderem 

einheitliche Fördergrundsätze festgelegt. 

Diese Verordnung wird durch die zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 

durch Starkregen und Hochwasser betroffenen Ländern/Freistaaten Bayern, 

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Sachsen abgeschlossene 

Verwaltungsvereinbarung Aufbauhilfe 2021 und die dieser beigefügten Anlagen 

konkretisiert. 

Mit der VV Wiederaufbau RLP 2021, die alle nach den bundesrechtlichen 

Rahmenbedingungen förderfähigen Bereiche abbildet - nämlich Unternehmen, 

Private, Vereine, Stiftungen, anerkannte Religionsgemeinschaften und anderen 

Einrichtungen sowie Kommunen und sonstige Träger öffentlicher Infrastruktur - und 

sich an den Förderbestimmungen des Bundes orientiert, werden die Zuständigkeiten 

sowie Einzelheiten des Förderverfahrens festgelegt. 


